
  
 

  
 

 
 

In der 

der außerordentlichen Hauptversammlung 

der 

Fonterelli SPAC 3 AG 

 

mit dem Sitz in München, Amtsgericht München HRB 281893 („Gesellschaft“) 

 

wurden am 26. Juni 2024 folgende Beschlüsse gefasst. 

 

 

 

TOP 1:  Beschlussfassung über die Erhöhung des Grundkapitals der Gesellschaft 

gegen Sacheinlagen sowie entsprechende Änderung der Satzung der 

Gesellschaft 

 

„1.  Das Grundkapital der Gesellschaft, auf das keine Einlagen ausstehen, wird um einen 

Betrag von EUR 4.750.000,00 gegen Sacheinlagen erhöht, und zwar durch Ausgabe 

von 4.750.000 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien, jeweils mit einem 

anteiligen Betrag des Grundkapitals von EUR 1,00 („Neue Aktien“).  

2. Die Neuen Aktien werden zum Ausgabebetrag von EUR 1,00 je Neue Aktie und mit 

Gewinnberechtigung ab Beginn des bei Eintragung der Kapitalerhöhung in das 

Handelsregister der Gesellschaft laufenden Geschäftsjahres ausgegeben. Der 

Gesamtausgabebetrag beträgt EUR 4.750.000,00. 

3. Das Bezugsrecht der Aktionäre ist ausgeschlossen. Zur Zeichnung der nachstehend 

genannten Zahl an Neuen Aktien werden [•] Zeichner gegen Erbringung der 

nachstehend festgesetzten Sacheinlagen in Form sämtlicher 98.400 Geschäftsanteile 

(lfd. Nrn. 5 – 98.404 im Nennbetrag von jeweils EUR 1,00 und insgesamt EUR 

98.400,00 an der Maffei & Co. GmbH (künftig: Maffei & Co. Holding GmbH) mit Sitz in 

München, eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts München HRB 116028 

(„Maffei & Co. GmbH“) zugelassen: [•] 

4. Soweit der Einbringungswert der vorgenannten einzubringenden Sacheinlagen den 

Ausgabebetrag der hierfür gewährten Aktien übersteigt, ist die Differenz in die 

Kapitalrücklage der Gesellschaft gemäß § 272 Abs. 2 Nr. 4 HGB einzustellen. 

5. Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer 

Durchführung festzusetzen. 

6. § 7 Grundkapital wird wie folgt geändert: 

7.1 Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 5.000.000,00. 
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7.2 Das Grundkapital ist eingeteilt in 5.000.000 Stückaktien mit einem anteiligen 

Betrag am Grundkapital von EUR 1,00 je Aktie.“ 

 

TOP 2: Beschlussfassung über die Zustimmung zum Einbringungsvertrag 

 

„Dem [•] Einbringungsvertrag (zugleich: Zeichnungs- und Nachgründungsvertrag), welcher die 

Einbringung von insgesamt 98.400 Geschäftsanteilen an der Maffei & Co. GmbH (künftig: 

Maffei & Co. Holding GmbH) mit Sitz in München, eingetragen im Handelsregister des 

Amtsgerichts München HRB 116028, als Sacheinlagen gegen Ausgabe von insgesamt 

4.750.000 neuen Aktien aus der gemäß vorstehend TOP 1 zu beschließenden 

Kapitalerhöhung zum Gegenstand hat, wird gemäß § 52 AktG zugestimmt.“ 

 

TOP 3: Beschlussfassung über den Formwechsel der Gesellschaft in die Rechtsform 

der Kommanditgesellschaft auf Aktien unter Übernahme der Stellung der 

persönlich haftenden Gesellschafterin durch die Maffei Management GmbH und 

Feststellung der Satzung einschließlich der Schaffung eines neuen 

genehmigten Kapitals und eines neuen bedingten Kapitals 

 

„(1) Die Fonterelli SPAC 3 AG wird im Wege des Formwechsels nach den Vorschriften des 

Umwandlungsgesetzes in eine Kommanditgesellschaft auf Aktien (KGaA) umgewandelt. 

(2) Der Rechtsträger neuer Rechtsform führt die Firma „Maffei GmbH & Co. KGaA“ und hat 

seinen Sitz in München. 

(3) Die Satzung der Maffei GmbH & Co. KGaA wird insgesamt neu gefasst [•], unter 

Berücksichtigung des nachfolgend unter (4) beschlossenen genehmigten Kapitals (§ 5 

der neu gefassten Satzung) und des nachfolgend unter (5) beschlossenen bedingten 

Kapitals (§ 6 der neu gefassten Satzung). 

(4) Die persönlich haftende Gesellschafterin (auch „Komplementärin“) ist ermächtigt, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 25. 

Juni 2029 um insgesamt bis zu EUR 2.500.000,00 durch ein- oder mehrmalige Ausgabe 

von bis zu 2.500.000 Stück neuer Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu 

erhöhen (Genehmigtes Kapital 2024). Den Aktionären steht grundsätzlich ein 

Bezugsrecht zu. 

 Die Komplementärin wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht der Aktionäre ganz oder teilweise auszuschließen. Der Ausschluss des 

Bezugsrechts ist dabei nur in folgenden Fällen zulässig: 

(i) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn Aktien der Gesellschaft an der 

Börse gehandelt werden (regulierter Markt oder Freiverkehr bzw. die Nachfolger 

dieser Segmente), die ausgegebenen Aktien 20 % des Grundkapitals nicht 

übersteigen und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits 

an der Börse gehandelten Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung und 

Ausstattung zum Zeitpunkt der Festlegung des Ausgabepreises nicht wesentlich 
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im Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet und alle 

eventuellen weiteren Voraussetzungen von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gewahrt 

sind. Auf den Betrag von 20 % des Grundkapitals ist der Betrag anzurechnen, der 

auf Aktien entfällt, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt 

ihrer Ausnutzung aufgrund anderer entsprechender Ermächtigungen unter 

Ausschluss des Bezugsrechts in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung 

des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben beziehungsweise veräußert werden, 

soweit eine derartige Anrechnung gesetzlich geboten ist. Im Sinne dieser 

Ermächtigung gilt als Ausgabebetrag bei Übernahme der neuen Aktien durch 

einen Emissionsmittler unter gleichzeitiger Verpflichtung des Emissionsmittlers, 

die neuen Aktien einem oder mehreren von der Gesellschaft bestimmten Dritten 

zum Erwerb anzubieten, der Betrag, der von dem oder den Dritten zu zahlen ist;  

(ii) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Erwerb von 

Unternehmen, Unternehmensteilen und Beteiligungen an Unternehmen, 

gewerblichen Schutzrechten, wie z.B. Patenten, Marken oder hierauf gerichtete 

Lizenzen, oder sonstigen Produktrechten oder sonstigen Sacheinlagen, auch 

Schuldverschreibungen, Wandelschuldverschreibungen und sonstigen 

Finanzinstrumenten;  

(iii) soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern der von der 

Gesellschaft oder ihren Konzerngesellschaften ausgegebenen 

Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten ein 

Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach 

Ausübung ihres Options- oder Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung einer 

Options- bzw. Wandlungspflicht zustünde; 

(iv) für Spitzenbeträge, die infolge des Bezugsverhältnisses entstehen; oder 

(v) in sonstigen Fällen, in denen ein Bezugsrechtsausschluss im wohlverstandenen 

Interesse der Gesellschaft liegt. 

 Die Komplementärin wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren 

Inhalt der Aktienrechte und die sonstigen Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer 

Durchführung festzulegen. Die Komplementärin wird ermächtigt zu bestimmen, dass die 

neuen Aktien gemäß § 186 Abs. 5 AktG von einem Kreditinstitut, einem 

Wertpapierinstitut oder einem nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder 

Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen tätigen Unternehmen mit der Verpflichtung 

übernommen werden sollen, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. 

 Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem jeweiligen 

Umfang der Grundkapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2024 abzuändern. 

(5) Das Grundkapital wird um bis zu EUR 125.000,00 durch Ausgabe von bis zu 125.000 

neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien mit Gewinnberechtigung ab Beginn des 

letzten Geschäftsjahrs, für das noch kein Gewinnverwendungsbeschluss gefasst wurde, 

bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2024). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der 

Bedienung von Schuldverschreibungen, die aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses 
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der Hauptversammlung vom 26. Juni 2024 unter Tagesordnungspunkt 4 ausgegeben 

werden. Dabei wird die bedingte Kapitalerhöhung nur insoweit durchgeführt, wie 

 

(i) die Inhaber von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder von 

Genussrechten mit Umtausch- oder Bezugsrechten, die von der Gesellschaft oder 

ihr nachgeordneten Konzernunternehmen aufgrund des in der Hauptversammlung 

vom 26. Juni 2024 gefassten Ermächtigungsbeschlusses bis zum 25. Juni 2029 

ausgegeben wurden, von ihrem Umtausch- oder Bezugsrecht Gebrauch machen 

und die Gesellschaft sich entschließt, die Umtausch- bzw. Bezugsrechte aus 

diesem Bedingten Kapital 2024 zu bedienen, oder 

 

(ii) die zur Wandlung verpflichteten Inhaber von Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen und/oder von Genussrechten mit Umtausch- oder 

Bezugsrechten, die von der Gesellschaft oder ihren nachgeordneten 

Konzernunternehmen aufgrund des in der Hauptversammlung vom 26. Juni 2024 

gefassten Ermächtigungsbeschlusses bis zum 25. Juni 2029 ausgegeben wurden, 

ihre Pflicht zum Umtausch erfüllen und die Gesellschaft sich entschließt, die 

Umtausch- bzw. Bezugsrechte aus diesem Bedingten Kapital 2024 zu bedienen. 

 

Die Ausgabe der Aktien erfolgt gemäß den Vorgaben des Ermächtigungsbeschlusses 

der Hauptversammlung vom 26. Juni 2024 unter Tagesordnungspunkt 4, d.h. 

insbesondere zu mindestens 80 % des durchschnittlichen Börsenkurses der Aktie der 

Gesellschaft an den letzten zehn Börsenhandelstagen vor der Beschlussfassung der 

Komplementärin über die Ausgabe der Schuldverschreibungen in der 

Eröffnungsauktion im XETRA®-Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse (oder einem 

von der Deutschen Börse AG bestimmten Nachfolgesystem) oder, sofern ein XETRA®-

Handel in Aktien der Gesellschaft nicht stattfindet, derjenigen Börse, an der in diesen 

zehn Börsenhandelstagen die meisten Aktien (Anzahl) der Gesellschaft in Summe 

gehandelt wurden, vor der Beschlussfassung der Komplementärin über die Ausgabe 

der jeweiligen Schuldverschreibungen unter Berücksichtigung von Anpassungen 

gemäß der im Beschluss der vorgenannten Hauptversammlung bestimmten 

Verwässerungsschutzregeln. 

 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem 

jeweiligen Umfang der Grundkapitalerhöhung aus dem Bedingten Kapital 2024 

abzuändern. 

 

(6) Das gesamte Grundkapital der Fonterelli SPAC 3 AG in der zum Zeitpunkt der 

Eintragung des Formwechsels in das Handelsregister bestehenden Höhe (nach 

vorangehender Eintragung der unter TOP 1 dieser Hauptversammlung beschlossenen 

Erhöhung des Grundkapitals gegen Sacheinlagen: EUR 5.000.000,00) wird zum 

Grundkapital der Maffei GmbH & Co. KGaA. Die Anzahl der insgesamt ausgegebenen 

auf den Inhaber lautenden Stückaktien ohne Nennbetrag (derzeit: 5.000.000 Stück), die 

Einteilung in 5.000.000 Inhaber lautende Stückaktien, jeweils mit einem anteiligen 
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Betrag des Grundkapitals von EUR 1,00, bleibt unverändert. Die Aktionäre, die zum 

Zeitpunkt der Eintragung des Formwechsels in das Handelsregister Aktionäre der 

Fonterelli SPAC 3 AG sind, werden mit Ausnahme der Maffei Management GmbH mit 

Sitz in München, eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts München unter HRB 

254232 („Maffei Management GmbH“), welche nach näherer Maßgabe von 

nachstehend (7) persönlich haftende Gesellschafterin wird, Kommanditaktionäre der 

Maffei GmbH & Co. KGaA. Die bisherigen Aktionäre (einschließlich der Maffei 

Management GmbH) werden in demselben Umfang und mit derselben Anzahl an 

Stückaktien am Grundkapital der Maffei GmbH & Co. KGaA beteiligt, wie sie es vor 

Wirksamwerden des Formwechsels am Grundkapital der Fonterelli SPAC 3 AG waren. 

(7) Persönlich haftende Gesellschafterin der Maffei GmbH & Co. KGaA wird die Maffei 

Management GmbH. Die persönlich haftende Gesellschafterin übernimmt gemäß § 245 

Abs. 2 UmwG die Rechtsstellung der Gründerin des Rechtsträgers neuer Rechtsform.  

[•]  

 

TOP 4: Beschlussfassung über die Ermächtigung zur Ausgabe von 

Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen und 

Genussrechten mit oder ohne Wandlungs- oder Bezugsrechte(n) sowie zum 

Ausschluss des Bezugsrechts 

 

a) „Volumen 

 

Die persönlich haftende Gesellschafterin wird ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats bis zum 25. Juni 2029 einmalig oder mehrfach Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen oder Genussrechte mit oder ohne Wandlungs- oder 

Bezugsrechten (gemeinsam nachfolgend auch „Schuldverschreibungen“ genannt) im 

Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 1.000.000,00 zu begeben. Den Inhabern der im 

vorhergehenden Satz genannten Schuldverschreibungen können Wandlungs- oder 

Bezugsrechte auf bis zu 125.000 Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen 

Betrag am Grundkapital in Höhe von insgesamt bis zu EUR 125.000,00 gewährt werden. 

Die Wandlungs- und Bezugsrechte können aus einem in dieser oder künftigen 

Hauptversammlungen zu beschließenden bedingten Kapital, aus bestehendem oder 

künftigem genehmigten Kapital und/oder aus Barkapitalerhöhung und/oder aus 

bestehenden Aktien bedient werden und/oder einen Barausgleich anstelle der Lieferung 

von Aktien vorsehen. 

 

b) Gegenleistung 

 

Die Schuldverschreibungen können gegen Barleistungen und auch gegen 

Sachleistungen begeben werden, sofern der Wert der Sachleistung den Ausgabepreis 

erreicht. Die Schuldverschreibungen können ferner unter Beachtung des zulässigen 

maximalen Gesamtnennbetrages außer in Euro auch in der gesetzlichen Währung eines 

OECD-Landes begeben werden. 
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c) Laufzeit 

 

Die Schuldverschreibungen können mit oder ohne Laufzeit begeben werden. 

 

d) Ausgabe durch Konzerngesellschaft 

 

Die Schuldverschreibungen können auch durch eine Konzerngesellschaft der 

Gesellschaft im Sinne von § 18 AktG ausgegeben werden, an der die Gesellschaft 

unmittelbar oder mittelbar mit mindestens 75 % beteiligt ist; für diesen Fall wird die 

persönlich haftende Gesellschafterin ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats für 

die Gesellschaft die Garantie für die jeweiligen Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen und/oder die Genussrechte zu übernehmen und den 

Inhabern von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen oder Genussrechten 

Options- bzw. Wandlungsrechte auf Aktien der Gesellschaft zu gewähren.  

 

e) Bezugsrecht 

 

Bei der Ausgabe der Schuldverschreibungen steht den Aktionären ein gesetzliches 

Bezugsrecht zu, sofern nicht das Bezugsrecht gemäß den nachfolgenden Regelungen 

ausgeschlossen wird. Werden die Schuldverschreibungen von einer 

Konzerngesellschaft ausgegeben wie vorstehend unter d) beschrieben, so ist die 

Gesellschaft verpflichtet, die Gewährung des gesetzlichen Bezugsrechts an die 

Aktionäre sicher zu stellen, sofern nicht das Bezugsrecht gemäß den nachfolgenden 

Regelungen ausgeschlossen wird. Die Schuldverschreibungen können auch einem 

Emissionsmittler mit der Verpflichtung angeboten werden, sie den Aktionären zum 

Bezug anzubieten.  

 

f) Bezugsrechtsausschluss 

 

Die persönlich haftende Gesellschafterin ist ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen,  

 

(i) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen; 

 

(ii) um die Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder die 

Genussrechte, die mit einem Wandlungs- oder Bezugsrecht versehen sind, 

einzelnen Investoren zur Zeichnung anzubieten, soweit unter entsprechender 

Beachtung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG der Anteil der aufgrund dieser 

Schuldverschreibungen auszugebenden Aktien 20 % des bei Wirksamwerden 

dieser Ermächtigung und bei der Beschlussfassung über die Ausübung der 

Ermächtigung vorhandenen Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabepreis 

der Schuldverschreibungen den nach anerkannten Methoden der 

Finanzmathematik ermittelten theoretischen Marktwert der 
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Schuldverschreibungen nicht wesentlich unterschreitet. Auf den Betrag von 20 % 

des Grundkapitals ist der Betrag anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die aufgrund 

einer anderen entsprechenden Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts 

in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

ausgegeben beziehungsweise veräußert werden, soweit eine derartige 

Anrechnung gesetzlich geboten ist; 

 

(iii) um die Genussrechte ohne Wandlungs- oder Bezugsrecht einzelnen Investoren 

zur Zeichnung anzubieten, soweit der Ausgabepreis den nach anerkannten 

Methoden der Finanzmathematik ermittelten theoretischen Marktwert der 

Genussrechte nicht wesentlich unterschreitet und soweit die Genussrechte 

lediglich obligationsähnlich ausgestaltet sind, d.h. weder mitgliedschaftsähnliche 

Rechte noch Wandlungs- oder Bezugsrechte auf Aktien der Gesellschaft 

begründen, keine Beteiligung am Liquidationserlös gewähren und sich die Höhe 

der Ausschüttung nicht nach der Höhe des Jahresüberschusses, des 

Bilanzgewinns oder der Dividende richtet; 

 

(iv) soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern von Umtausch- und Bezugsrechten, 

die von der Gesellschaft oder Konzernunternehmen der Gesellschaft auf Aktien 

der Gesellschaft eingeräumt wurden, in dem Umfang ein Bezugsrecht auf 

Schuldverschreibungen, die nach dieser Ermächtigung ausgegeben werden, zu 

gewähren, wie es ihnen nach Ausübung ihres Wandlungs- oder Bezugsrechts 

beziehungsweise nach Erfüllung einer etwaigen Wandlungspflicht zustünde 

(Verwässerungsschutz), oder 

 

(v) soweit Schuldverschreibungen gegen Sachleistungen, insbesondere zum Erwerb 

von Unternehmen, Unternehmensteilen und Beteiligungen an Unternehmen, 

gewerblichen Schutzrechten, wie z.B. Patenten, Marken oder hierauf gerichtete 

Lizenzen, oder sonstigen Produktrechten oder sonstigen Sacheinlagen, auch 

Schuldverschreibungen, Wandelschuldverschreibungen und sonstigen 

Finanzinstrumenten, begeben werden und der Ausschluss des Bezugsrechts im 

überwiegenden Interesse der Gesellschaft liegt. 

 

g) Bezugspreis, Verwässerungsschutz 

 

Bei Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder Genussrechten mit 

Wandlungs- oder Bezugsrecht ist ein Umtausch- oder Bezugsverhältnis festzulegen. 

Das Umtauschverhältnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrags einer einzelnen 

Schuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine Aktie. Das 

Umtauschverhältnis kann sich auch durch Division des unter dem Nennbetrag liegenden 

Ausgabepreises einer Schuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für 

eine Aktie ergeben. Diese Regelungen gelten entsprechend für das Bezugsverhältnis. 

Der jeweils festzusetzende Wandlungs-/Options- oder Bezugspreis für eine Aktie muss 

mindestens 80 % des durchschnittlichen Börsenkurses der Aktie der Gesellschaft an den 
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letzten zehn Börsenhandelstagen vor der Beschlussfassung der persönlich haftenden 

Gesellschafterin über die Ausgabe der Schuldverschreibungen in der Eröffnungsauktion 

im XETRA®-Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse (oder einem von der Deutschen 

Börse AG bestimmten Nachfolgesystem) oder, sofern ein XETRA®-Handel in Aktien der 

Gesellschaft nicht stattfindet, derjenigen Börse an der in diesen zehn 

Börsenhandelstagen die meisten Aktien (Anzahl) der Gesellschaft in Summe gehandelt 

wurden, betragen. 

 

Für den Fall, dass die Gesellschaft während der Laufzeit der nach dieser Ermächtigung 

ausgegebenen Schuldverschreibungen unter Einräumung eines Bezugsrechts an ihre 

Aktionäre das Grundkapital erhöht oder weitere Schuldverschreibungen, einschließlich 

Gewinnschuldverschreibungen oder Genussrechte, mit Umtausch- oder Bezugsrechten 

auf Aktien der Gesellschaft ausgibt, ohne dass zugleich auch den Inhabern der nach 

diesem Beschluss ausgegebenen und mit einem Umtausch- oder Bezugsrecht 

versehenen Schuldverschreibungen ein Bezugsrecht eingeräumt wird, wie es ihnen 

nach Ausübung ihres Umtausch- oder Bezugsrechts zustehen würde, können in den 

Ausgabebedingungen der Schuldverschreibungen insbesondere die nachfolgenden 

Regelungen vorgesehen werden (Verwässerungsschutzklausel): 

 

(i) Kapitalerhöhung gegen Einlagen und Gewährung von sonstigen Bezugsrechten 

 

Im Falle einer Kapitalerhöhung gegen Einlagen unter Gewährung von 

Bezugsrechten oder der Gewährung von sonstigen Bezugsrechten wird der 

Wandlungspreis um den Bezugsrechtswert ermäßigt. 

 

Der „Bezugsrechtswert“ entspricht dabei (i) dem durchschnittlichen Börsenkurs 

des den Aktionären zustehenden Bezugsrechts an den letzten zehn 

Börsenhandelstagen der Bezugsrechte in der Eröffnungsauktion im XETRA®-

Handel (oder einem von der Deutschen Börse AG bestimmten Nachfolgesystem) 

oder, sofern ein XETRA®-Handel in Aktien der Gesellschaft nicht stattfindet, eines 

solchen im Freiverkehr der Frankfurter Wertpapierbörse, oder, sofern weder ein 

XETRA®-Handel in Aktien der Gesellschaft noch ein Handel im Freiverkehr der 

Frankfurter Wertpapierbörse stattfindet, derjenigen Börse, an der in diesen zehn 

Börsenhandelstagen die meisten Aktien (Anzahl) der Gesellschaft in Summe 

gehandelt wurden, oder, soweit ein Handel mit Bezugsrechten im XETRA®-Handel 

oder im Freiverkehr der Frankfurter Wertpapierbörse oder einer anderen Börse 

nicht stattfindet, (ii) dem von der in den Ausgabebedingungen festgesetzten 

Wandlungsstelle oder Bezugsstelle nach finanzmathematischen Methoden 

ermittelten Wert des Bezugsrechts. 

 

(ii) Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln 

 

Im Falle einer Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln erhöht sich das zur 

Sicherung des Wandlungsrechts bestehende bedingte Kapital im gleichen 
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Verhältnis wie das Grundkapital (§ 218 AktG). Den Anleihegläubigern werden bei 

Ausübung ihres Wandlungsrechts so viele zusätzliche Aktien zur Verfügung 

gestellt, als hätten sie ihr Wandlungsrecht zum Zeitpunkt der Kapitalerhöhung aus 

Gesellschaftsmitteln bereits ausgeübt. Bruchteile von Aktien, die in Folge einer 

Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln entstehen, werden bei der Ausübung 

des Wandlungsrechts nicht ausgeglichen. 

 

(iii) Aktiensplit 

 

Falls sich die Anzahl der Aktien verändert, ohne dass sich das Grundkapital ändert 

(Neueinteilung des Grundkapitals), gilt die in vorstehend (ii) vorgesehene 

Regelung sinngemäß. 

 

In jedem Fall darf der anteilige Betrag am Grundkapital der je Schuldverschreibung zu 

beziehenden Aktien den Ausgabepreis der Schuldverschreibung nicht übersteigen. 

 

h) Weitere Bedingungen der Schuldverschreibungen 

 

Die persönlich haftende Gesellschafterin wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung der Schuldverschreibungen, 

insbesondere Laufzeit, Ausgabe- und Ausübungszeiträume sowie Kündigung, Ausgabepreis 

der Schuldverschreibungen, Zinssatz, Stückelung und Anpassung des Bezugspreises und 

Begründung einer Wandlungspflicht festzusetzen. 

 

Diese Ermächtigung wird wirksam mit Eintragung des unter TOP 3 der Hauptversammlung der 

Gesellschaft vom 26. Juni 2024 beschlossenen Formwechsels in die Rechtsform der 

Kommanditgesellschaft auf Aktien.“ 

 

TOP 5: Beschlussfassung über die Wahl neuer Aufsichtsratsmitglieder 

 

 „Folgende Personen werden [•] für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die 

über die Entlastung für das Geschäftsjahr 2028 beschließt, zum Mitglied des Aufsichtsrats der 

Gesellschaft gewählt:  

a) Dr. Aristid Neuburger, Wohnort: Icking, Beruf: selbständiger Unternehmer; 

b) Stephan Mehrholz, Wohnort: Meckenheim, Beruf: Director Professional Services bei Net 

Scout Systems, Ing.; 

c) Jan Strecker, Wohnort: Berlin, Beruf: Vorstandsbevollmächtigter für Strategische 

Partnerschaften der PHINEO gAG.“ 

 

TOP 6: Beschlussfassung über die Festlegung der Vergütung des Aufsichtsrats 
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„1.     Jedes Aufsichtsratsmitglied erhält eine feste, nach Ablauf des Geschäftsjahres zahlbare, 

Vergütung von jährlich EUR 2.000,00. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält eine 

Vergütung von jährlich EUR 4.000,00. Der stellvertretende Aufsichtsratsvorsitzende 

erhält jährlich EUR 3.000,00. Aufsichtsratsmitglieder, die nur während eines Teils eines 

Geschäftsjahres dem Aufsichtsrat angehören oder das Amt des Vorsitzenden 

innehaben, erhalten eine entsprechende anteilige Vergütung. 

 

2.     Die Gesellschaft erstattet jedem Aufsichtsratsmitglied die ihm erwachsenden Auslagen 

sowie die auf seine Bezüge entfallende Umsatzsteuer, soweit sie berechtigt sind, der 

Gesellschaft die Umsatzsteuer gesondert in Rechnung zu stellen und dieses Recht 

ausüben. 

 

3.     Die Versicherungsprämie für eine von der Gesellschaft für die Mitglieder des 

Aufsichtsrats abzuschließende Vermögensschadenshaftpflichtversicherung (sog. D&O-

Versicherung) wird von der Gesellschaft getragen. 

 

4.     Die mit Wirkung zur Beendigung dieser Hauptversammlung ausscheidenden Mitglieder 

des Aufsichtsrats erhalten für ihre Tätigkeit jeweils eine einmalige Vergütung i.H.v. EUR 

1.500,00.“ 
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